
84  09/2020 * Der Schlepper Nr. 98 * www.frsh.de

Es braucht Neuanfang in der 
Europäischen Flüchtlingspolitik

Luise Amtsberg

Die Corona-Pandemie verstärkt ultimativ den Bedarf 
der Europäischen Union, sich auf einen völker- und 
menschenrechtlich humanen und solidarischen 
Umgang mit Migration und Flucht zu einigen und sich 
dabei krisenfest aufzustellen.

Selten waren – innerhalb Deutschlands, 
der EU sowie auch global – gesellschaft-
licher Zusammenhalt und Solidarität so 
wichtig wie heute in Zeiten der Corona-
Pandemie. Während einerseits der Kampf 
gegen das Virus nur durch Kooperation 
und in Zusammenarbeit gelingen kann, 
ist andererseits auch klar, dass Menschen 
unterschiedlich stark gefährdet und betrof-
fen sind. Geflüchtete, weltweit aber auch 
und gerade in den EU-Hotspots an den 
europäischen Außengrenzen, waren schon 
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führung eines Asylverfahrens grund-
sätzlich dem Mitgliedstaat, über den die 
schutzsuchende Person in die EU einge-
reist ist. Demnach sind es vor allem die 
südlichen und südöstlichen Außengrenz-
staaten, denen die überwiegende Verant-
wortung für die Durchführung der Asyl-
verfahren, die Unterbringung sowie die 
dauerhafte Aufnahme von Asylsuchenden 
zukommt. Dieses System ist unsolidarisch, 
da es viele Mitgliedstaaten aus ihrer huma-
nitären Verantwortung entlässt und gleich-
zeitig zur strukturellen und finanziellen 
Überforderung einzelner Mitgliedstaaten, 
insbesondere in Zeiten hoher Fluchtbewe-
gungen, führt. Über Jahre hinweg ging dies 
besonders zulasten der Schutzsuchenden 
und deren Grundrechte und erzeugte pre-
käre Situationen wie Obdachlosigkeit oder 
gesellschaftliche Marginalisierung. Hilferufe 
der überlasteten europäischen Mitglied-
staaten wurden ignoriert und statt einer 
Reform des Dublin-Systems wurden euro-
päische Außengrenzen stetig weiter exter-
nalisiert, wie bei der Vereinbarung mit der 
Türkei oder der Kooperation mit der liby-
schen Küstenwache. 

Nachdem die vorherige EU-Kommission 
(KOM) in ihrem Bemühen um eine GEAS-

Reform gescheitert war, sollte die aktuelle 
KOM unter der Führung von Kommissi-
onspräsidentin von der Leyen im April/
Mai 2020 einen neuen „Pact on Asylum 
and Migration“ vorstellen. Mittlerweile ist 
bekannt, dass die Kommissionsvorschläge 
nach vielfachem Schieben nun erst im 
Herbst zu erwarten sind, damit der Ver-
handlungsprozess zwischen den EU-Mit-
gliedsstaaten nicht parallel zur Diskus-
sion um den EU-Haushalt geführt werden 
muss. So wird wieder geschoben, was 
eigentlich längst überfällig ist. 

Bund befürwortet Externalisie-
rung des Asylverfahrens 

Die Reform des GEAS steht auch im 
Fokus der zum 1. Juli 2020 begonnenen 
deutschen EU-Ratspräsidentschaft. Die 
Bundesregierung hat derweil ihre Reform-
vorschläge vorgelegt. Eine Umsetzung 
dieser würde Probleme des gegenwärti-
gen Systems jedoch nicht nur nicht besei-
tigen, sondern verschärfen und weiter 
manifestieren. Erst kürzlich erklärte der 
Bundesinnenminister gegenüber der 
Presse, dass nach seiner Vorstellung „die 

vor der Pandemie unhaltbaren humani-
tären Zuständen ausgesetzt und sind nun 
zusätzlich dem Risiko einer Ansteckung mit 
dem COVID-19 Virus ausgesetzt. Die Pan-
demie wirkt wie ein Brennglas auf beste-
hende Probleme und erfordert dringendes 
Handeln zum Schutz der Betroffenen. 

Bisher ist es der Europäischen Union 
nicht gelungen, einen völker- und men-
schenrechtlich humanen und solidarischen 
Umgang mit Migration und Flucht zu 
finden und sich dabei krisenfest aufzustel-
len. Seit Jahren doktern die Regierungen der 
EU-Mitgliedsstaaten an einer Reform des 
Gemeinsamen Europäischen Asylsystems, 
kurz GEAS, herum. Obwohl insbesondere 
die Neuausrichtung der spätestens im Jahr 
2015 krachend gescheiterten Dublin-Ver-
ordnung überfällig ist, herrscht gerade um 
die Frage nach der Verteilung von in der EU 
ankommenden Asylsuchenden die größte 
Uneinigkeit unter den Mitgliedstaaten.

Geplante Reformen nicht 
menschenrechtskonform

Nach dem derzeit gültigen Dublin-Prinzip 
obliegt die Verantwortung für die Durch-
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Asylentscheidung dem Grunde nach an 
den Außengrenzen der EU getroffen 
werden soll“, und weiter: „Nur wer Aus-
sicht auf eine Schutzberechtigung hat, soll 
in der EU verteilt werden“. Zudem befür-
wortet die Bundesregierung die Konzep-
tion dieser Flüchtlingslager an den Außen-
grenzen als geschlossene Einrichtungen. 
Neben diesen Weichenstellungen setzt 
sich die Bundesregierung für ein rigoro-
ses Zuständigkeitsregime ein, das nahezu 
keine Ausnahmen mehr für den Selbst-
eintritt zur Durchführung des Asylverfah-
rens vorsieht und zugleich die berechtig-
ten Interessen der Asylsuchenden kom-
plett ausblendet. 

Diese Ideen stehen in eklatantem Wider-
spruch zu den rechtsstaatlichen Prinzi-
pen der EU. Sie entspringen dem Wunsch 
nach Abschottung und sind aber weder 
praxistauglich noch menschenrechtskon-
form. Schon jetzt können in den Hotspots 
auf den griechischen Inseln besonders 
Schutzbedürftige, Kinder, Traumatisierte 
und Folteropfer zum Beispiel nicht iden-
tifiziert und entsprechend untergebracht 
und behandelt werden, was angesichts 
der Pandemie derzeit besonders verhee-
rend ist. Die Antwort, wie dies dann in 

noch größeren Außengrenzlagern funk-
tionieren soll und wie Aspekte wie der 
Rechtsschutz und der Umgang mit beson-
ders Schutzbedürftigen berücksichtigt 
werden sollen, bleibt die Bundesregierung 
auch auf mehrfache Nachfrage unserer 
Fraktion schuldig. 

Verantwortungsteilung und 
positive Anreize 

Wir Grüne im Bundestag haben einen 
detaillierten Reformvorschlag vorge-
legt, der eine echte Verantwortungs-
teilung innerhalb der EU bei Einhaltung 
hoher Schutzstandards vorsieht, und zwar 
nicht nur bei der Aufnahme und Erstver-
sorgung, sondern auch bei der Vertei-
lung, der Durchführung von Asylverfahren 
sowie bei der Integration von Geflüch-
teten. Wir lehnen sowohl geschlossene 
Außengrenzlager als auch Asylvorprü-
fungen ab. Bei dem von uns entwickel-
ten Konzept werden die Asylverfahren 
vollständig nach der Verteilung im dann 
zuständigen EU-Mitgliedsstaat durchge-
führt. Es werden alle Asylsuchenden ver-
teilt und einem fairen Asylverfahren zuge-

führt. Das Dublin-System wird damit 
abgeschafft.

Wir finden, dass die EU bei einer umfas-
senden Neuausrichtung der Verteilung 
Schutzsuchender vor allem auf posi-
tive Anreize setzen sollte, um die Bereit-
schaft ihrer Mitgliedstaaten zu erhö-
hen, geflüchtete Menschen aufzuneh-
men. Für die Mitgliedstaaten, die sich 
freiwillig an der Aufnahme von Schutz-
suchenden beteiligen, sollen finanzi-
elle Anreize geschaffen werden. Diese 
zusätzlichen Gelder sollen nach unserer 
Vorstellung aus einem eigenen EU-Fonds 
stammen. Insbesondere aufnahmebe-
reite Kommunen und Regionen könnten 
so unabhängig von ihrer jeweiligen nati-
onalen Regierung unterstützt werden. 
Nicht zuletzt die Seebrücke-Bewegung 
macht deutlich, dass viel Bereitschaft und 
auch Potenzial zum Flüchtlingsschutz auf 
kommunaler Ebene bestehen, die der-
zeit jedoch nicht oder nicht hinreichend 
berücksichtigt werden. 

Nach unserer Vorstellung sollen kom-
munale und zivilgesellschaftliche 
Akteur*innen, die Schutzsuchende auf-
nehmen wollen, auch direkt aus dem 
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entsprechenden EU-Fonds finanziert 
werden. Wenn nicht genügend freiwillige 
Aufnahmeplätze zur Verfügung stehen, 
dann muss ein verbindlicher, alle EU-Mit-
gliedstaaten umfassender Verteilmecha-
nismus greifen. Kriterien für den Verteil-
schlüssel sind die Bevölkerungszahl und 
das Bruttoinlandsprodukt (BIP) der Mit-
gliedstaaten einerseits und die Interessen 
der Schutzsuchenden bei ihrer Verteilung, 
z. B. aufgrund von Familienbindungen, 
Sprachkenntnissen oder früheren Aufent-
halten, andererseits.

Der Mechanismus berücksichtigt außer-
dem bereits umgesetzte Aufnahmen aus 
anderen EU-Mitgliedstaaten über das 
Resettlement-Programm oder andere 
humanitäre Aufnahmeprogramme. Für 
Mitgliedstaaten, die ihrer Verpflichtung 
zur Aufnahme nach dem Verteilschlüssel 
nicht nachkommen, muss ein geeigneter 
Sanktionsmechanismus im Rahmen der 
Möglichkeiten des Europarechts greifen. 
Der neue Fonds kann zusätzlich in Krisen-
zeiten und unter sich schnell verändern-
den Begebenheiten Mitgliedstaaten bei 
der Ad-hoc-Aufnahme von Asylsuchenden 
unterstützen.

Legale und sichere Zugangs-
wege schaffen

Zu einer umfassenden migrations- und 
asylpolitischen Strategie gehört es aus 
Grüner Sicht aber auch, legale und sichere 
Zugangswege für schutzbedürftige Perso-
nen zu schaffen und das individuelle Recht 
auf Asyl zu gewährleisten. Hierfür müssen 
die EU und ihre Mitgliedstaaten das Asyl-
system um weitere Schutzwege ergänzen. 
Die Resettlement-Aufnahme und andere 
staatlich gesteuerte Aufnahmeprogramme 
bieten zahlreiche Vorteile: Sie ermöglichen 
eine sichere, reguläre Einreise und ver-
ringern die Wahrscheinlichkeit, dass Men-
schen bei ihrer Flucht auf lebensgefähr-
lichen Routen ums Leben kommen oder 
Gewalt ausgesetzt sind. Gerade Flücht-
linge mit hohem Schutzbedarf – zum Bei-
spiel Familien oder Personen mit gesund-
heitlichen Einschränkungen – können 
über solche Resettlement-Programme am 
besten geschützt werden. Darüber hinaus 
muss dem Sterben auf dem Mittelmeer 
endlich eine europäisch koordinierte und 
finanzierte zivile Seenotrettung im Mittel-
meer entgegengesetzt werden. 

Bis sich die EU und ihre Mitgliedstaaten 
auf eine umfassende Reform der Europä-

ischen Flüchtlingspolitik geeinigt haben, 
müssen vorübergehende Lösungen 
gesucht und pragmatische Koalitionen ein-
gegangen werden, die kurzfristig das Leid 
der Betroffenen lindern. 

Denn fest steht: die Regierungen der EU-
Mitgliedstaaten streiten nun schon viel zu 
lang über Lösungen. Es darf nicht sein, 
dass einige wenige Staaten mit popu-
listischen und nationalistischen Ten-
denzen den Kurs in der Flüchtlingspoli-
tik diktieren. Es ist längst überfällig, dass 
die Europäische Union ihren eigenen 
Werten gerecht wird und ihrer historisch 
gewachsenen Verantwortung zum Schutz 
von Menschen, die vor Krieg, Verfolgung 
und existenzieller Not fliehen müssen, 
nachkommt. Angesichts der Zahl von 
Menschen auf der Flucht weltweit und 
dem Umstand, dass nur ein geringer Teil 
dieser den reichen Kontinent Europa 
erreicht, muss uns alles andere beschä-
men. 

Luise Amtsberg ist schleswig-holsteinische Abgeord-
nete der Fraktion von Bündnis 90/Die Grünen im 
Deutschen Bundestag.
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